
Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

11/SVV/0677

öffentlich
Betreff:
Freie Schulen erhalten!

Erstellungsdatum 08.09.2011
Eingang 902:

Einreicher: Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

28.09.2011 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam  X

Beschlussvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Die Stadtverordnetenversammlung Potsdam appelliert an die Landesregierung und die 
Landtagsabgeordneten der Regierungskoalition aus SPD und Linke, die geplante Reduzierung der 
Zuschüsse für Schulen in freier Trägerschaft zurückzunehmen. Die Kürzungen gehen auf Kosten der 
betroffenen Schüler, Lehrer und Eltern als auch auf Kosten der Kommunen, für die als Träger 
öffentlicher Schulen finanzwirtschaftlich aufwendige Folgen drohen.

Die Stadtverordnetenversammlung unterstützt damit ausdrücklich den Oberbürgermeister, der – wie er 
in der letzten Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 31. August berichtete - als Mitglied des 
Präsidiums des Städte- und Gemeindebundes zusammen mit seinen Kolleginnen und Kollegen die 
Reduzierung der Zuschüsse für Schulen in freier Trägerschaft gegenüber der Landesregierung kritisiert 
hat.

gez. Saskia Hüneke
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Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 
auf der Rückseite

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:

 einstimmig  mit Stimmen-
mehrheit

Ja Nein Enthaltung überwiesen in den Ausschuss:

 erledigt  abgelehnt

Wiedervorlage:

 zurückgestellt  zurückgezogen



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen?  Ja  Nein

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Fortsetzung des Beschlusstextes:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, diesen Appell unverzüglich an die Landesregierung und die 
Landtagsabgeordneten der Regierungskoalition weiterzuleiten und dabei zu verdeutlichen, wie sich 
die Kürzungen auf die betroffenen Potsdamer Schulen und auf die Attraktivität des Standortes 
Potsdam auswirken.



Begründung:
Die Vielfalt der Potsdamer Schullandschaft, zu der attraktive öffentliche Schulen genauso wie 
attraktive Schulen in freier Trägerschaft zählen, ist einer der wichtigsten so genannten weichen 
Standortfaktoren, der die erfolgreiche Entwicklung der Landeshauptstadt in den letzten Jahren stark 
begünstigt hat. 

Angesichts der zum Teil drastischen Kürzungen für Schulen in freier Trägerschaft, so sollen 
Grundschulen zukünftig 20% weniger Zuschüsse erhalten, bleibt unklar, wie diese Schulen ihren 
Bestand sichern sollen. Potsdam wäre von den geplanten Kürzungen besonders hart betroffen, da 
zwanzig Prozent der Potsdamer Grundschüler in Schulen mit freier Trägerschaft unterrichtet werden. 
Bereits die Ankündigung der Kürzungen hatte Auswirkungen auf die Vielfalt der Potsdamer 
Bildungslandschaft. Die Hoffbauer-Stiftung verzichtete daraufhin auf die geplante Gründung einer 
Oberschule.

Die Stadt kann die Kürzung der Zuschüsse in keiner Weise kompensieren. An dieser Stelle bleibt das 
Land in der Verantwortung, die Kosten der Schulen in freier Trägerschaft in vergleichbarer Weise 
derer öffentlicher Schulen anzuerkennen.


